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Einleitung 

A. Da in der Demokratie die staatliche Herrschaft zwar auf dem Willen des 
Volks beruhen muß, jedoch nicht von ihm selbst ausgeübt werden kann, sind 
für die Herstellung der staatlichen Handlungs- und Wirkungseinheit Zwischen-
glieder unerläßlich. Politische Parteien und Verbände bilden diese Brücke 
zwischen Staat und Gesellschaft, indem sie die Meinungs- und Interessenvielfalt 
in der Gesellschaft durch ihre Beteiligung an der politischen Willensbildung 
zusammenfassen und in die staatliche Entscheidung überführen1• Beide Akteure 
sind also in der Gesellschaft beheimatet und gleichzeitig auf den Staat bezogen. 

Die Vermittlungsfunktion wird aber von politischen Parteien und Verbänden 
jeweils unterschiedlich wahrgenommen2• Politische Parteien erfüllen ihre Auf-
gabe dadurch, daß sie über ihre Mitwirkung bei der politischen Meinungs-
bildung hinaus an Wahlen teilnehmen und so die dem Staat zugerechneten 
Entscheidungen zu bestimmen suchen, die von den gewählten Funktionsträgern 
getroffen werden. In diesem Bemühen verwirklicht sich ihre Vermittlerfunktion, 
die sich von den vielfältigen Funktionen sonstiger gesellschaftlicher Gruppen 
unterscheidet. Bei der Wahlvorbereitung reduzieren die politischen Parteien die 
Meinungs- und Interessenvielfalt der Gesellschaft, die zuvor auch von den 
Verbänden schon zusammengefaßt wurde, weitgehend auf wenige entschei-
dungsfähige Alternativen. Diese werden im Wahlkampf der Gesamtwählerschaft 
als Parteiprogramm vorgestellt und verwandeln sich im Fall des Wahlsieges zur 
Regierungspolitik. Die Funktion der Verbände beruht demgegenüber nur auf 
dem Willen und der Zustimmung ihrer Mitglieder. Die Verbände beschränken 
sich daher grundsätzlich darauf, partikulare Interessen zu verfolgen, und sie 
streben danach, diese Interessen den Inhabern politischer Entscheidungsgewalt 
zu vermitteln. Das Handeln der Verbände zielt folglich auf die Entscheidungs-
träger im politischen System, während die politischen Parteien, soweit sie 

1 Zur Vermittlerrolle der politischen Parteien siehe Henke, Das Recht der politischen Parteien, 
S.I8; Grimm, Die politischen Parteien, S.323. Zur Vermittlerrolle der Verbände siehe Grimm, 
Verbände, S.373; Krüger, Die Stellung der Interessenverbände in der Verfassungswirklichkeit, 
S.l219ff. 

2 Zu diesem Funktionsunterschied siehe Beyme, Interessengruppen in der Demokratie, S.195f.; 
dens., Parteien in der westlichen Demokratien, S.23ff.; Grimm, Verbände, S.378; Stolleis, Die 
Entstehung des Interventionsstaates und das öffentliche Recht, S.l37f. 
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Mandate errungen haben, selbst solche Träger darstellen. Je größer die Bedeu-
tung eines Entscheidungsträgers ist, desto interessanter wird er als Adressat der 
Verbände3• 

Aus diesen Funktionsunterschieden ergibt sich eine Art Arbeitsteilung zwi-
schen politischen Parteien und Verbänden bei der Meinungs- und Interessenver-
mittlung4. Die Verbände leisten nicht nur die Vorarbeit des Meinungs- und 
lnteressenausgleichs, die die politischen Parteien weiter in politische Handlungs-
programme umformen können, sondern sie liefern auch, gestützt auf ihre je 
spezifische Sachkompetenz, Informationen über Interessenlagen in der Gesell-
schaft und mögliche Auswirkungen der politischen Entscheidungen. Da aber die 
Verbände ihrem Wesen nach auf die Durchsetzung der eigenen Interessen 
orientiert sind, wird die Konfliktlösung zwischen den Verbänden häufig auf die 
Vermittlung dritter Instanzen wie - neben staatlichen Stellen - der politischen 
Parteien angewiesen sein. Den politischen Parteien, die ihrem Wesen nach nicht 
nur von den Mitgliedern, sondern auch von der Wählerschaft abhängig sind, 
kommen darüber hinaus die Aufgaben zu, die schwach oder nicht organisierten 
Sonderinteressen in der Gesellschaft zu berücksichtigen und sich um solche 
Interessen zu kümmern, die die Gesellschaft im ganzen betreffen, also nicht nur 
durch bestimmte Gruppen organisiert werden können. 

Angesichts dieser vielschichtigen Funktionen der politischen Parteien und 
Verbände im politischen System war und ist umstritten, wie sich die normative 
Verfassung zu ihnen stellen soll. Sind sie wegen ihrer Verwurzelung in der 
Gesellschaft für die Verfassung, die die Staatsgewalt organisiert, irrelevant oder 
müssen sie wegen ihrer Unentbehrlichkeit für die Staatswillensbildung und 
wegen ihrer Mitwirkung in den Staatsorganen selbst verfassungsrechtlich ge-
regelt werden? Die meisten Verfassungen gehen den ersteren Weg. Ein wichti-
ger Grund dafür liegt darin, daß die moderne Verfassung zum Zeitpunkt ihrer 
Entstehung nicht auf die politischen Parteien und Verbände vorbereitet war. Um 
die notwendigen Grundlagen für den Versuch einer Aufklärung dieser Proble-
matik herzustellen, soll im folgenden zum einen das Gefüge der sozialen, 
ökonomischen, politischen und rechtlichen Bedingungen nachgezeichnet werden, 
von denen die Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte der politischen Parteien 
und Verbände beeinflußt wurde. Zum anderen bedarf es aber auch einer Verge-
wisserung über die Grundstrukturen der modernen Verfassung. Denn erst so läßt 
sich erkennen, in welcher Weise Stellung und Funktion der politischen Parteien 
und Verbände im Prozeß ihrer Entstehung verfassungspolitisch und vor allem 
verfassungsrechtlich reflektiert wurden. 

3 Steinberg, Die Interessenverbände in der Verfassungsordnung, S.31f. 
4 Grimm, Verbände, S.375ff. 
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B. Politische Parteien und Verbände sind ein relativ junges Phänomen. In den 
Anfängen des modernen Staates waren sie unbekannt. Der moderne Staat 
entstand in der Form des absoluten Staates. Der absolute Staat beanspruchte alle 
politische Macht, indem er die unabhängigen Träger der verstreuten Herr-
schaftsrechte des Mittelalters privatisierte und seinen eigenen Herrschaftsapparat 
aufbaute5• Die absolutistische Staatsmacht war dabei nicht- wie es der moder-
nen Auffassung entspräche - funktionell, sondern physisch-personell zugeordnet, 
legitimiert und gebunden. Auf dieser Grundlage unterschied sich der absolute 
Staat von der privatisierten Gesellschaft, die von der Teilnahme am Staat 
ausgeschlossen, aber auch - wegen des beibehaltenen Feudalsystems - in sich 
noch lange nicht herrschaftsfrei war6• Der Gesellschaft fehlte es auch an einer 
gegen den Staat abgegrenzten Autonomiesphäre. Dieser entschied materiell über 
das Gemeinwohl und nahm umfassende Verfügungsbefugnisse über die Sozial-
ordnung und die persönliche Lebensweise in Anspruch. Solange allein dem 
Staat die Verfügung über die Politik zustand und der Gesellschaft keine Auto-
nomiebereiche eingeräumt waren, konnte es für außerstaatliche politische Grup-
pen wie politische Parteien und Verbände keinen Platz geben. 

Das absolute Politikmonopol des Staates wurde erst durch das Auftreten einer 
bürgerlichen Öffentlichkeit bedrohe. Deren Träger kamen aus dem Bildungs-
und Besitzbürgertum, das sich in denjenigen Teilbereichen des absolutistischen 
Systems allmählich herausgebildet hatte, in denen ökonomische und administra-
tive Aufgaben zu bearbeiten waren, und dessen Bedeutung im Verhältnis zu 
derjenigen der überkommenen herrschenden Stände (Klerus und Adel) schnell 
und stetig zunahm. Weil und soweit dieser Teil des dritten Standes mangels 
politischer und rechtlicher Anerkennung seiner sozialen Bedeutung eine eigene 
Identität suchen mußte, bildete sich allmählich eine von Staat und Kirche 
unabhängige öffentliche Sphäre heraus. Beginnend im scheinbar interessen-
neutralen Gebiet der Kultur, weitete sie sich jedoch bald in das Feld der Wirt-
schaft aus, in dem die freie Entfaltung der bürgerlichen Wirtschaftskraft durch 
die feudal, zünftisch und "polizeylich" bestimmte Ordnung des absoluten Staates 
stark unterdrückt wurde. Die Forderung nach kultureller und wirtschaftlicher 
Autonomie zielte auf die Preisgabe des umfassenden staatlichen Lenkungs-
anspruchs gegenüber der Gesellschaft. 

l Böckenförde, Die verfassungstheoretische Unterscheidung von Staat und Gesellschaft als 
Bedingung der individuellen Freiheit, S.!Off.; Grimm, Recht und Staat der bürgerlichen Gesellschaft, 
S.56ff. 

6 Über die Beziehung von Staat und Gesellschaft im Absolutismus siehe Grimm, aaO., S.59f.; 
ders., Staat und Gesellschaft, S.l7f. 

7 Grimm, Deutsche Verfassungsgeschichte, S.13ff.; ders., Die Zukunft der Verfassung, S.4lf.; 
Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit, S.42ff. 
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